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- „Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt“ 
 

 „Angestrebt werden Städte und Gemeinden, die für 
 soziale Gerechtigkeit und Teilhabe stehen, für ein 
 lebendiges, tolerantes und kreatives Miteinander, für eine 
saubere Umwelt und ein intaktes Klima sowie für die 
Verantwortung für kommende Generationen im Sinne der 
Nachhaltigkeit. Zugleich sollen auch die im 
 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit gebündelten umwelt- und 
stadtentwicklungspolitischen Kompetenzen zu einer Politik 
des nachhaltigen Zusammenlebens in den Städten 
zusammengeführt werden.“ 
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„Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt“ 
 

  

• Nutzungsgemischte Stadt der kurzen Wege 

 

• Angemessener Wohnraum für die breiten Schichten der 
Gesellschaft 

 

• Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauGB 

 

 

 

Einführung „Urbanes Gebiet“ 

 

 

 



Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens 
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- Referentenentwurf 16.06.2016 

 

-  Regierungsentwurf (Kabinettsbeschluss) 30.11.2016 

 

- Beschluss Bundestag 09.03.2017 

 

- Beschluss Bundesrat 31.03.2017 

 

- Inkrafttreten ursprünglich im Mai 2017 geplant (wg. 
Umsetzungsverpflichtung UVP-Richtlinie), jetzt bis zum Ende der 
Legislaturperiode 

 

 

 



Das „Urbane Gebiet“  
Art der Nutzung – Abgrenzung – Maß der Nutzung – Immissionsschutz - 
Erschütterungsschutz 
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§ 6a BauNVO: Urbane Gebiete  
 

„(1) Urbane Gebiete dienen dem Wohnen sowie der Unterbringung von 
Gewerbebetrieben und sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die 
die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Die Nutzungsmischung muss nicht 
gleichgewichtig sein. 

 

(2) Zulässig sind 

 

1. Wohngebäude, 

2. Geschäfts- und Bürogebäude, 

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes, 

4. sonstige Gewerbebetriebe, 

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche 

und sportliche Zwecke. 
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§ 6a BauNVO: Urbane Gebiete 

 

(3)  Ausnahmsweise können zugelassen werden 

1. Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihre Zweckbestimmung 
oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind, 

2. Tankstellen. 

 

(4)  Für urbane Gebiete oder Teile solcher Gebiete kann festgesetzt werden, 
 dass in Gebäuden 

 1.  im Erdgeschoss an der Straßenseite eine Wohnnutzung nicht oder 
  nur ausnahmsweise zulässig ist,  

2.  oberhalb eines im Bebauungsplan bestimmten Geschosses nur 
 Wohnungen zulässig sind,  

3.  ein im Bebauungsplan bestimmter Anteil der zulässigen  
 Geschossfläche oder eine im Bebauungsplan bestimmte Größe der 
 Geschossfläche für Wohnungen zu verwenden ist, oder 

4.  ein im Bebauungsplan bestimmter Anteil der zulässigen 
Geschossfläche oder eine im Bebauungsplan bestimmte Größe der 
Geschossfläche für gewerbliche Nutzungen zu verwenden ist.“ 
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§ 6a BauNVO: Urbane Gebiete 

 

Ergänzung der Planzeichenverordnung: 

 

 



Das „Urbane Gebiet“ – Abgrenzung und Schnittmengen  
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MU WA MI MK GE 

Wohngebäude ++ ++ + 
anteilig 

+ 
anteilig  

-- 

Geschäfts- u. 
Bürogebäude 

++ -- + 
anteilig 

++ ++ 

Einzelhandel, 
Gastronomie, 
Hotel 

++ 
(nicht 
großfl.) 

+ 
(nur zur 
Versorgung 
d. Gebiets) 

+ 
anteilig, 
nicht 
großfl. 

++ 
(auch 
großfl.) 

++ 

Sonstige 
Gewerbe-
betriebe 

++ 
nicht 
störend 

-- + 
anteilig, 
n. stör. 

++ ++ 

Verwaltung ++ -- + 
anteilig 

++ ++ 

Kirchl., kult., 
soz., gesundh., 
sport. Zwecke 

++ ++ + 
anteilig 

++ - (nur 
ausnahm
sweise) 
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Nicht zulässig im MU: 

 

- Vergnügungsstätten (Diskotheken, Nachtlokale etc., Spielhallen) 
(nur ausnahmsweise möglich) 
 

- Tankstellen (nur ausnahmsweise möglich) 
 

- Gartenbaubetriebe 
 

- Land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
 

- Einkaufszentren, großflächiger Einzelhandel (§ 11 Abs. 3 BauNVO, 
grds. bei mehr als 800 m2 Verkaufsfläche) 
 

- Generell: Gewerbebetriebe und Einrichtungen, die das Wohnen 
„wesentlich stören“ 
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  Beispiel 1: 
Gastronomie, 
Einzelhandel, Hotel, 
Büro und Wohnen 
durchmischt: + 

Beispiel 2: 
Einzelne Läden im EG, 
sonst Wohnen: + 
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Beispiel 3: 
Wohnhäuser, nicht störende Handwerks- und 
Gewerbebetriebe in einem Baugebiet ? 
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Beispiel 4: 
Großflächiges Gewerbe und Wohnhäuser nebeneinander: - 



Das „Urbane Gebiet“ – Konsequenzen für die Praxis 
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Praktische Anwendung: 

 

- Erweiterung der Festsetzungsmöglichkeiten der Gemeinde in 
neuen / zu ändernden Bebauungsplänen ab Inkrafttreten des 
Gesetzes 

 

- Kann ab Inkrafttreten auf laufende Verfahren angewendet 
werden; falls Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB und 
Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB schon erfolgt ist 
erneute Beteiligung gem. § 4 a Abs. 3 BauGB erforderlich 

 

- Kein Einfluss auf bestehende Bebauungspläne oder Baurecht in 
Gemengelagen nach § 34 Abs. 1 BauGB 
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Praktische Anwendung 

 

• Keine Anwendung des Urbanen Gebiets auf § 34 Abs. 2 BauGB! 

 

  § 245c Abs. 3 BauGB: „§ 34 Abs. 2 findet auf Baugebiete nach § 6a BauNVO  

  keine Anwendung.“ 

 

• Entgegen ursprünglicher Planung, § 6a BauNVO auf § 34 Abs. 2 BauGB 
anzuwenden, Abkehr durch BR-Beschluss v. 31.03.2017 

 

  Auf Grund des weiten Nutzungsspektrums des MU wäre der 

Anwendungsbereich des § 34 Abs. 2 BauGB deutlich erweitert 
worden; weite Teile von Städten entsprechen im Charakter einem MU. 

 

• Systembruch durch neuen § 245c BauGB, da alle sonstigen Baugebiets-
typen auf§ 34 Abs. 2 BauGB anzuwenden sind; aber arg. Bundesrat: 
Abgrenzungsschwierigkeiten, ab wann und wie weit faktische urbane 
Gebiete reichen, seien problematisch und daher zu vermeiden. 
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Feinsteuerung durch Differenzierung möglich: 

 

- im EG an Straßenseite Ausschluss Wohnnutzung, 
 

- oberhalb eines bestimmten Geschosses nur Wohnungen, 
 

- bestimmter Anteil GF für Wohnungen oder 
 

- bestimmter Anteil GF für gewerbliche Nutzungen 

 

(§ 6a Abs. 4 BauNVO) 
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Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO 

 

- GRZ: 0,8 (wie GE, GI) 

- GFZ: 3,0 (wie MK) 

 

 deutlich höhere Dichte als MI (0,6 / 1,2) 

  

Aber: 

Damit keine Änderung des landesrechtlichen Abstandsflächenrechts! 
 

 In Hamburg weiterhin grundsätzlich 0,4 H (im GE 0,25), soweit 
nicht in Bebauungsplan / sonstiger Satzung abweichend festgelegt  
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Ergänzung der TA Lärm, Ziff. 6.1 um Urbanes Gebiet mit 
Immissionsrichtwerten von 

 

- tags: 63 dB(A) 

- nachts: 45 dB(A) 

 

 tagsüber 3 dB(A) über MI/MK, 2 db(A) unter GE 

 

Maßgeblicher Immissionsort weiterhin 0,5 m vor Fenster 
schutzwürdiger Räume. 

 

Kritik: 

• Festhalten an Außenpegeln statt Abstellen auf Innenraumpegel 

• Keine Zulassung von passiven Schallschutzmaßnahmen wie bei 
Verkehrslärm  

• Keine Differenzierung zwischen Rand- und Kernzeiten (Nachts) 
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• Zum Urbanen Gebiet bislang lediglich Änderungen in der BauNVO 
und der TA-Lärm 

 

• Denkbar: Festsetzungen im Bebauungsplan über § 1 Abs. 4 S. 1 
Nr. 2 BauNVO: 
  

 „Es sind nur Betriebe zulässig, von deren Anlagen keine schädlich auf 
 Menschen und Gebäude wirkende Schwingungen und Erschütterungen 
 ausgehen.“ 

 

• Keine Änderung des Landesrechts (etwa § 18 Abs. 3 HBauO, § 16 
Abs. 2 LBO SH, § 15 Abs. 2 NBauO) 

 

 „Erschütterungen oder Schwingungen, die von ortsfesten Einrichtungen in 
 baulichen Anlagen oder auf Baugrundstücken ausgehen, sind so zu dämmen, 
 dass Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen.“ 

 

• Rückgriff auf DIN 4150-2 und LAI Hinweise „Erschütterungsschutz“ 
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• Beispiel: LAI Hinweise zur Messung, Beurteilung und 
Verminderung von Erschütterungs-immissionen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

• Änderung und Ergänzung der DIN 4150-2 der LAI Hinweise zur 
Messung, Beurteilung und Verminderung von Erschütterungs-
immissionen denkbar/ erforderlich. 
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- Planung gemischter Quartiere mit hoher Dichte wird deutlich erleichtert 

 

- Ausschluss des § 6a BauNVO für § 34 Abs. 2 BauGB (siehe § 245c Abs. 3 
BauGB) kritisch 

 

- Fraglich ob sinnvoll, dass Einzelhandel ab 800 qm Verkaufsfläche nicht 
zugelassen werden kann, zu „urbanen“ Quartieren gehört auch 
Einzelhandel 

 

- Maß der baulichen Nutzung auf 1,0?: § 17 Abs. 2 BauNVO 

 

- Möglichkeit zur Festsetzung passiven Schallschutzes im B-Plan 

 

- Änderung TA Lärm mildert Problematik der Bewältigung des Gewerbelärms 
ab, löst sie aber nicht ausreichend; dazu Abkehr von Systematik des 
Abstellens auf Außenpegel notwendig 

 

- Änderungen DIN 4150-2 und LAI-Hinweise erforderlich 

 

 

 

 

 



Zeit für Ihre Fragen! 
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GSK. Im Überblick. 

Wachstum 
Seit 1997 von 10 auf über 160 Rechtsanwälte ohne Fusionen. 
Gegründet als Zusammenschluss befreundeter Rechtsanwälte aus 
renommierten Wirtschaftskanzleien. 

globales Netzwerk 
aus über 40 angesehenen Wirtschaftskanzleien in allen wirtschaftlich wichtigen Ländern der 
Erde. Mitglied der Broadlaw Group mit den internationalen Partnerkanzleien Nunziante 
Magrone (I), Roca Junyent (ES) und LPA-CGR avocats (F). 

Weiterentwicklung 
des Leistungsprofils gewährleisten zahlreiche GSK Anwälte sowie Quereinsteiger aus  
anderen Kanzleien. Sie bezeugen die Attraktivität von GSK als Arbeitsumfeld. 

deutschlandweit 
zählt GSK zu den 25 größten deutschen Kanzleien. 

54 Sozien 
insgesamt in Deutschland  und Luxemburg 
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GSK. Vier Tätigkeitsbereiche. 
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Mit hervorragenden Anwälten aus unseren vier Tätigkeitsbereichen 

bilden wir je nach Fall individuelle, kanzleiweite und schlagkräftige 

Projektteams, die fachübergreifend komplexe Fragestellungen lösen.  



GSK. Standorte. 

5 Standorte 
in den Wirtschaftszentren Deutschlands 

Beratungsteams 
werden nach Ihren Bedürfnissen 
lokal und überregional gebildet 

Große Projekte 
und Transaktionen 
können wir überall in Deutschland und  
in den wesentlichen Märkten Europas 
realisieren 

  
Büro 
in der EU-Hauptstadt Brüssel  

GSK  
Luxembourg SA 
Ein Team von 15 Berufsträgern berät in den 
Bereichen Investmentfonds, Private Equity, 
Gesellschaftsrecht, Immobilien, Kapitalmarkt 
sowie (Bank-)Aufsichtsrecht und Steuerrecht 

Lokales  
Know-how 
aufgrund der Verankerung vor Ort und der 
kurzen Wege zu allen Projektbeteiligten 
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Roca Junyent 
Spanien 

Barcelona, Madrid, Palma de Mallorca,  

Lleida, Girona, Shanghai 

Nunziante Magrone 
Italien 

Rom, Mailand, Bologna, Istanbul, Tirana 

GSK Stockmann + Kollegen 
Deutschland 

Berlin, Frankfurt am Main, Hamburg, Heidelberg, 

München, Brüssel, Luxemburg 

LPA-CGR avocats 
Frankreich 

Paris, München, Algier, Casablanca,  

Douala, Hongkong, Shanghai,  

Tokio, Yaoundé 
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